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Gemeinsame Beratung 
 
Präsidentin. Il faut vérifier si l'on a le quorum. Je vous prie donc d’appuyer sur votre touche pour 
voir si nous avons le quorum. (Die Präsidentin läutet die Glocke.) Nous n’avons pas encore fini la 
session de juin, nous avons encore du travail, nous aimerions nous y mettre aussi vite que possible. 
La séance est ouverte. Il y a une réponse commune pour les affaires 88 et 89, et nous avons une 
délibération groupée en débat libre. La motion 88 a été déposée par le PS-JS-PSA, Arrêt immédiat 
des économies dans les domaines des soins, de l’école obligatoire et du handicap. Le PS-JS-PSA 
est d’accord de transformer cette motion en postulat. (Die Präsidentin läutet die Glocke.) Est-ce que 
quelqu’un conteste ce postulat? – Oui. M. Patric Bhend a la parole pour le PS-JS-PSA. 
 
Patric Bhend, Steffisburg (SP). (Die Präsidentin läutet die Glocke) Die vorliegende Motion wurde 
eingereicht, nachdem wir den Abschluss des Rechnungsjahres 2013 gesehen haben. Dieses hat 
wesentlich besser abgeschlossen, als das Budget dies vorsah. Der Präsentation des Abschlusses 
ging eine heftige Debatte um die ASP-Sparmassnahmen voraus, während der schmerzhafte Ent-
scheide getroffen wurden. Gerade bei der Pflege, bei den Schulen und im Behindertenwesen muss-
ten alle ein bisschen Federn lassen (Die Präsidentin läutet die Glocke). Die Position der 
SP/JUSO/PSA-Fraktion war folgende: Wenn es reicht, also wenn man doch noch mit einem Über-
schuss abschliesst, ist es nicht unmöglich, auf einen Teil der Sparmassnahmen, die hier im Rat 
heftig umstritten waren, zurückzukommen und dadurch Einfluss auf die laufende Rechnung zu 
nehmen. In den Bereichen, die von dieser Forderung betroffen sind – also Pflege, Behindertenwe-
sen und Schule –, wurden insgesamt 11 Mio. Franken eingespart. Dies ist, gemessen am Über-
schuss Ende 2013, ein recht kleiner Betrag. Wir sind damit einverstanden, diese Motion in ein Pos-
tulat zu wandeln. Der Regierungsrat möchte ein solches Postulat annehmen. Es ist uns bewusst, 
dass die Budgetplanung sehr spät erfolgte. Sie wissen alle, wie spät sie erfolgt ist. Auch für die In-
stitutionen ist es spät, wenn man erst im November das Budget spricht, und dann noch gegen Ende 
der Session. Da ist vieles schon gelaufen. Die Budgets sind schon gemacht, viele der Sparmass-
nahmen sind in den Betrieben und Institutionen, die betroffen sind, bereits umgesetzt. Nichtsdesto-
weniger gibt es heute noch Möglichkeiten – ich denke dabei gerade an den IV-Bereich, in dem die 
Abrechnungen erst Anfang 2015 gemacht werden. Hier könnte man auf die Sparmassnahmen zu-
rückkommen, welche für diejenigen, die es direkt an der Front betrifft, also gewissermassen für un-
sere Kundinnen und Kunden, wirklich einschneidend sind. Das Personal spürt etwas weniger von 
den Massnahmen. In unserem Betrieb zum Beispiel gab es keine Kündigungen deswegen. Doch es 
hat dazu geführt, dass man Stellen nicht neu besetzt hat. Das heisst, alle betroffenen Kundinnen 
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und Kunden haben von der Zeit unserer Angestellten etwas weniger zur Verfügung. Hier sind wir 
der Meinung, dass man relativ rasch ein Zeichen setzen könnte. Auch bei den IV-Beiträgen im Jahr 
2015 könnte man rückwirkend auf das Jahr 2014 ein bisschen anders abrechnen. Man könnte be-
reits Gegenmassnahmen treffen, die sich eventuell auf das Jahr 2014, sicher aber auf das Jahr 
2015 auswirken würden.  
Bei den Schulen wäre es wohl schwieriger, noch etwas zu ändern. Andererseits haben wir vom Er-
ziehungsdirektor gehört, dass es wahrscheinlich ganz schwierig sein wird, die ASP-Massnahmen 
umzusetzen. Besonders gilt dies für die 4,5 Mio. Franken, die man zu dem, was bereits vorgesehen 
war, zusätzlich hinzugefügt hat, die man also aus dem Topf II genommen hat und zusätzlich einspa-
ren soll. Hier hat er gesagt, es werde schwierig, diese Einsparungen im Rahmen der laufenden 
Rechnung 2014 überhaupt zu realisieren. Ein Stück weit ist die Wandlung in ein Postulat auch ein 
Entgegenkommen. Es ist klar, eine Motion käme hier nicht durch, weil die Zeit schon abgelaufen ist 
oder weil der politische Wille nicht da ist, noch auf das Jahr 2014 Einfluss zu nehmen. Es gibt aber 
einen Punkt in der Motion, der besagt, man solle die Massnahmen auch im Folgejahr anschauen im 
Hinblick auf die zukünftigen Budgets. Hier ist der Regierungsrat auch bereit, zu prüfen, wie man 
diese Sparmassnahmen, die vielleicht übersteuert wurden, in der Budgetplanung 2015 anpassen 
könnte. Ich denke, es betrifft nur einen kleinen Anteil dessen, was damals umstritten war. Ich möch-
te auch daran erinnern, dass die SP/JUSO/PSA-Fraktion bei der Umsetzung vieler Massnahmen 
aus dem ASP-Paket mitgeholfen hat. Etwa ein Drittel der Massnahmen waren umstritten. Es geht 
darum, dass man hier einen Teil herausbricht und vielleicht auch bei zukünftigen Budgets mehr 
Vorsicht und Zurückhaltung walten lässt, was diese Sparmassnahmen angeht. Ich möchte Sie des-
halb bitten, auch hier einen Schritt zu tun, auch im Hinblick auf das Jahr 2015, auf das neue Budget. 
Ich bitte Sie, speziell diese Bereiche nochmals anzuschauen und zu prüfen, wo man vielleicht über-
steuert hat und was man sanfter anfassen könnte. Es geht nicht um Riesenbeträge, aber sie haben 
eine grosse Wirkung an der Basis.  
 
Präsidentin. Nous avons donc une délibération groupée avec l’affaire 89, la motion de M. Sancar, 
«Abandon d’une partie des coupes budgétaires votées dans le cadre de l’EOS». M. Sancar est prêt 
à transformer sa motion en postulat. Est-ce que cette transformation est contestée? Oui, cette 
transformation est également contestée. M. Sancar, vous avez la parole. 
 
Hasim Sancar, Bern (Grüne). Im Herbst 2013 gingen wir bei der Budgetdebatte von der Annahme 
eines Budgetdefizits von 170 Mio. Franken aus und nahmen zahlreiche Kürzungen in verschiede-
nen Bereichen vor. Die Jahresrechnung des Kantons hat aber einen Überschuss von 157 Mio. 
Franken ergeben. Wir haben also eine Differenz von fast 330 Mio. Franken. Damit haben wir eine 
komfortable Situation, indem wir mehr Geld zur Verfügung haben, als wir gedacht haben. Die Kür-
zungen, die wir unter der Annahme eines Defizits vorgenommen haben, haben jedoch einschnei-
dende Folgen für das Leben der Betroffenen. Hier geht es nicht um Luxus, sondern zum Teil ums 
Überleben. Ein Beispiel sind die Krankenkassen-Prämienverbilligungen. Wer kommt in den Genuss 
dieser Verbilligungen? – Nur Menschen mit niedrigem Einkommen, die auf diese Unterstützung an-
gewiesen sind. Wegen der Aufhebung der Prämienverbilligung möchte der Regierungsrat sogar 
eine Gesetzesänderung, weil es sonst nicht möglich ist, die Kürzungen überhaupt zu realisieren. Es 
ist mir bewusst, dass diese Motion jetzt im Juni keine Chance hätte. Deshalb möchte ich sie in ein 
Postulat wandeln und hoffe, dass Sie dieses Anliegen unterstützen. 
 
Präsidentin. Je prie les porte-parole de groupe de s’annoncer, et je vous rappelle que nous parlons 
des deux postulats. Mme Lüginbuhl pour le PBD. 
 
Anita Luginbühl-Bachmann, Krattigen (BDP). Ich nehme gleich zu beiden Vorstössen Stellung. 
Wir haben in der laufenden Legislatur noch den einen oder anderen Vorstoss zu behandeln, der 
noch aus der Zeit der Wahlen stammt. Ich denke, dass die beiden auch in diese Kategorie gehören. 
Die BDP lehnt beide Vorstösse ab, und zwar sowohl als Motion wie auch als Postulat. Die Finanzdi-
rektorin hat am Anfang des heutigen Nachmittags mit deutlichen Worten über die finanzielle Situati-
on des Kantons Bern gesprochen. Was für ein Signal senden wir jetzt gegen aussen aus, wenn wir 
die beiden Vorstösse überweisen? Dazu nur ein kleines Beispiel, welches Patric Bhend eigentlich 
aus der Praxis gut kennt: Letzten Sommer haben wir im Wohnheim Solina in Spiez mitten in der 
Budgetplanung ein Schreiben erhalten, in dem stand, dass der Kanton infolge ASP Sparaufträge zu 
erfüllen habe. Ohne die Einschränkung «vorbehältlich der Genehmigung der Anträge der Regierung 
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durch den Grossen Rat» seien die Stellenpläne anzupassen und die diversen Kürzungen im Budget 
2014 vorzunehmen. Der Schock in Spiez und auch in anderen Betrieben war gross. Das weitere 
Vorgehen ist bekannt: Die Mehrheit des Grossen Rates hat die Sparanträge des Regierungsrats im 
Bereich der Langzeitpflege teilweise korrigiert, und die Budgets konnten – wenn auch sehr verspä-
tet – überarbeitet werden. Jetzt, nur ein halbes Jahr später, liegen diese Verzichtsanträge vor, 
nachdem die Rechnungen 2013 und die Budgets 2014 bereits von den zuständigen Gremien in den 
Institutionen genehmigt worden sind. Ist dies wirklich eine seriöse Politik? Innerhalb eines halben 
Jahres erfolgte eine Kehrtwende. Wo ist hier die Planungssicherheit für die Betriebe? Auch für die 
BDP war die Novembersession alles andere als schön. Die Beschlüsse waren teilweise schmerz-
haft. Aber jetzt gleich bei der ersten Morgenröte wieder alles zu kippen, lehnen wir definitiv ab. Die 
Kantonsfinanzen sind, wie wir gehört haben, noch immer alles andere als stabil. Wenn wir die be-
schlossenen Kürzungen jetzt rückgängig machen, was passiert dann mit allen anderen Geschäften, 
die im November ebenfalls abgeschlossen wurden? Kommen jetzt während jeder Session scheib-
chenweise Anträge, um alles rückgängig zu machen oder nochmals zu überprüfen? Wir gehen mit 
der Regierung einig, dass sich ein weiteres, sofortiges Entlastungsprogramm in diesem Jahr tat-
sächlich nicht aufdrängt. Aber dies bedeutet nicht, dass wir jetzt stufenweise die beschlossenen 
Massnahmen rückgängig machen. Wenn irgendwelche Korrekturen gemacht werden sollen, dann 
frühestens nach einem Jahr oder nach der Genehmigung der Rechnung 2014. Dann werden wir 
konkrete Resultate haben und werden in der Lage sein, weitere Schritte zu tätigen. Die BDP lehnt 
deshalb auch ein Postulat ab. Es ist der Auftrag des Regierungsrates, die finanzpolitischen Pla-
nungsarbeiten so auszugestalten, dass unter Einbezug der Eingaben sämtlicher Direktionen im 
Herbst der Voranschlag 2015 präsentiert werden kann und die Finanzkommission rechtzeitig in die 
Diskussion einbezogen werden kann. Hierzu braucht es aus unserer Sicht auch kein Postulat, denn 
dazu ist das nötige Regelwerk vorhanden. Nochmals: Wir lehnen beide Vorstösse ab. 
 
Hans Kipfer, Thun (EVP). Eigentlich kann ich hier nur wiederholen, was ich im Namen der EVP in 
der März-Debatte anlässlich der Ordnungsanträge zu den beiden Motionen bereits gesagt habe. 
Und genau dies tue ich jetzt wortwörtlich: «Für uns von der EVP ist klar, dass unter dem Eindruck 
einer falschen Finanzprognose im November teilweise übertriebene ASP-Massnahmen beschlos-
sen wurden. Wir erwarten klar – das habe ich heute auch schon mal gesagt – dass in Zukunft dem 
Parlament vor solch wichtigen Debatten konsolidierte und aktuelle Informationen unterbreitet wer-
den. Darum schlägt Ihnen die EVP eine differenzierte Betrachtung und einen dritten Weg vor, und 
dieser sieht so aus: Prinzipiell richtige, aber unter dem Eindruck einer falschen Finanzprognose 
überzogene ASP-Massnahmen sollen jetzt mit Weitsicht und mit mehr Geduld umgesetzt werden. 
Hierzu zählen wir insbesondere die Steuerung der Klassengrössen. Wir zählen auch die Zusam-
menarbeit zwischen Kirche und Staat dazu und den Umbau der Finanzierung der Behinderten-
Institutionen. Hier braucht es mehr Geduld und mehr Weitsicht. Die jeweiligen Entscheide sind nicht 
aufs Komma genau umzusetzen, sondern das beschlossene Prinzip ist umsichtig und ohne zerstö-
rerische Effekte anzuwenden.» Damit bin ich am Ende meines Zitats aus der März-Session ange-
langt. Damit wir den von der EVP vorgeschlagenen dritten Weg auch einschlagen können, müssen 
wir die beiden Motionen als Postulate annehmen. So ist es möglich, differenziert zu bestimmen, wo 
unter dem Eindruck des aktuellen Ergebnisses Geduld gefragt ist und der zerstörerische Effekt ge-
wisser Massnahmen eliminiert werden kann. Wir unterstützen deshalb die beiden Vorstösse als 
Postulat, auch wenn für uns einzelne Massnahmen unbestritten auszuführen sind. So können wir 
überprüfen, wo genau die Geduld und die Weitsicht nötig sind. 
 
Matthias Burkhalter, Rümligen (SP). Die letztjährige ASP-Debatte war weniger erfreulich als an-
dere Debatten. Unsere Fraktion hat fast den Eindruck erhalten, dass sich einige Grossratsmitglieder 
in eine Sparhysterie gestürzt haben. Man hat Massnahmen von einem Topf in den anderen ver-
schoben, man hat jongliert und kompensiert, da ist eine richtige Begeisterung aufgekommen fürs 
Sparen. Der Regierungsrat hat uns ein wenig hängen lassen, indem er uns die besseren Finanzre-
sultate, die er eigentlich schon gekannt hätte, nicht mitgeteilt hat. Das ist so. Der Regierungsrat hat 
den Spardruck künstlich aufrechterhalten. Diese ASP-Massnahmen sind zum Teil sinnvoll. Ich habe 
sie in fünf Kategorien eingeteilt. Erste Kategorie: Massnahmen, die schon längst hätten ergriffen 
werden sollen und bei denen man sich fragt, warum sie nicht vorher ergriffen wurden. Zweitens: 
Massnahmen, die eigentlich niemandem wehtun. Drittens: Massnahmen, die nur zu einer Umlage-
rung auf andere Kostenstellen beim Kanton, bei den Gemeinden oder bei anderen Organisationen 
führen. Viertens: Massnahmen, die man gar nicht umsetzen kann, und fünftens: Massnahmen, die 
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falsch sind und die man jetzt korrigieren muss. Die beiden vorliegenden Motionen zielen aus der 
Sicht der SP/JUSO/PSA-Fraktion auf die fünfte Kategorie. Im Fokus stehen Massnahmen aus den 
Bereichen Langzeitpflege, Behindertenbetreuung, Volksschule und Krankenkassen-Prämien-
verbilligungen, es geht um Klassenschliessungen wegen der Erhöhung der Schülerzahl und um die 
hauswirtschaftlichen Leistungen der Spitex. Kurz: Das sind alles Massnahmen, welche die Bildung 
sowie die Kranken und Benachteiligten treffen. Es freut uns sehr, dass der Regierungsrat bereit 
wäre, beide Motionen als Postulat anzunehmen. Das heisst, der Regierungsrat ist bereit, Mass-
nahmen zu korrigieren, die sich als kontraproduktiv erweisen. Der Regierungsrat hat auch eingese-
hen, dass man durch Sparen zum Teil höhere Kosten verursachen kann. Darum bitte ich Sie, der 
Haltung des Regierungsrats zuzustimmen. Das heisst aber nicht, dass unsere Fraktion grundsätz-
lich nicht mit einem haushälterischen Umgang mit den Kantonsfinanzen leben könnte. Wir sind auch 
bereit, dort zu sparen, wo es Sinn macht. Aber dort, wo es extrem wehtut und wo es unserer Bevöl-
kerung wehtut, dieser Bevölkerung, welche Sie hier im Rat vertreten wollen, müssen wir Mass hal-
ten. Und wenn der Regierungsrat in seiner Antwort schreibt, die ruhige Hand solle vermehrt zum 
Einsatz kommen, dann müssen Sie den beiden Postulaten zustimmen. Das heisst noch nicht, dass 
man die Sparmassnahmen komplett weglässt, sondern man könnte auch nur einen Teil davon 
rückgängig machen, vielleicht einen Drittel, vielleicht die Hälfte. Also stimmen Sie den Postulaten 
zu, der Regierungsrat weiss, wo er Spielraum hat. Und der Regierungsrat weiss, wo das Sparen 
teuer wird. 
 
Andreas Blank, Aarberg (SVP). Die SVP lehnt die beiden Vorstösse auch in der Form eines Pos-
tulats klar ab. Die SVP ist erstaunt darüber, dass die Finanzdirektion und der Regierungsrat bereit 
sind, dieses Postulat zu akzeptieren. Wenn man den Ausführungen der Finanzdirektorin, die heute 
bereits gesprochen hat, genau zugehört hat, dann ist die Lage doch sehr ernst. Das hat sie selber 
gesagt. Es gibt viele Unwägbarkeiten, die auf den Kanton zukommen. In so einer Situation kann 
man doch diese Vorstösse nicht als Postulat annehmen. Das Paket wurde damals als Gesamtes 
geschnürt, das wurde auch schon mehrmals gesagt. Wir können jetzt nicht einfach einzelne Teile 
nach Gutdünken herausnehmen und alles andere drin lassen. Das war damals ein Kompromiss, 
von dem wir auch nicht begeistert waren. Aber am Schluss hat man diesen Entscheid gefällt, damit 
man im Voranschlag schwarze Zahlen hat. Daran ist jetzt umfassend festzuhalten. Es wäre ein fal-
sches Zeichen, wenn wir diese Vorstösse jetzt als Postulat annehmen würden. Es wird immer wie-
der gefordert, Schulden abzubauen. Wenn wir Schulden abbauen wollen, und wenn wir vielleicht 
irgendwann auch nur dran denken wollen, unsere hohen Steuern zu senken, braucht es weitere 
Anstrengungen. Ich sage es immer wieder: Nicht Sparanstrengungen, sondern eine Senkung des 
Ausgabenwachstums braucht es. Dazu müssen wir den Druck aufrechterhalten. Der Stimmbürger 
hat schon zweimal, bei den Autosteuern und jetzt auch bei der Handänderungssteuer, gesagt, was 
er von der ganzen Sache hält, ob es noch Potenzial gibt oder nicht. Das waren relativ deutliche 
Mehrheiten, vor allem bei der Handänderungssteuer. Was da alles ins Feld geführt wurde vor der 
Abstimmung, wo es so wahnsinnig wehtue, weil man wieder sparen müsse! Der Stimmbürger hat 
das alles gewusst, als er gesagt hat: «Nein, da können wir eigentlich auch noch 25 Mio. Franken 
weniger geben.» Dies ist ein klarer Auftrag, jetzt führen wir ihn aus. Und deshalb sind die beiden 
Postulate abzulehnen. 
 
Katrin Zumstein, Bützberg (FDP). Wir haben in der Novembersession des letzten Jahres ein aus-
tariertes Paket geschnürt. Zwar war es kein schönes, wie es sonst bei Paketen der Fall ist, dies ist 
unbestritten. Gerade in diesen Bereichen tut das Sparen weh. Wir wollen trotzdem nicht auf die ge-
fällten Entscheide zurückkommen. Die Situation hat sich seit damals eigentlich auch nicht gross 
verändert. Im Weiteren kann ich auf die Ausführungen von Anita Luginbühl und Andreas Blank ver-
weisen und eigentlich auch auf jene der Finanzdirektorin zu den Geschäften 81 bis 85, obwohl ich 
andere Schlüsse daraus ziehe. Die FDP lehnt deshalb die beiden Vorstösse einstimmig auch in 
Form eines Postulats ab. 
 
Barbara Mühlheim, Bern (glp). Auch wir wollen heute Abend keine Minibudgetdiskussion, bei der 
man auf alles zurückkommt und behauptet, die Welt wäre ohne die Sparmassnahmen viel besser. 
Das kann sein. Aber im letzten November haben wir Sparentscheide getroffen, bei denen man 
rasch gesehen hat, dass sie wohl nicht eins zu eins umsetzbar sind. In diesem Sinne stimmt die glp-
Fraktion den beiden Postulaten zu. Wir wissen, dass in dem Paket ein paar Punkte sind, zum Bei-
spiel die zweiten Kürzungen bei den Krankenkassen-Prämienverbilligungen, von denen wir alle 
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nicht wissen, welche Konsequenzen sie haben. Auch bei der Psychiatrie wissen wir nicht, ob wir die 
6 Mio. Franken, die wir einsparen wollen, realisieren können. Es gibt ja Personen, die man gar nicht 
anderswo platzieren kann. Nach allem, was ich aus der Praxis weiss, ist es klar, dass dies nicht 
umgesetzt werden kann und wir Nachkredite brauchen werden. Aber nun zu meinem Kollegen von 
der SP, der behauptet, man müsse alles korrigieren. Da sage ich Nein. Dies ist ein Prüfungsauftrag. 
Wir verstehen darunter nicht, dass man korrigiert, sondern dass man überprüft, welche Massnah-
men man verantworten kann und welche zu weit gehen. In diesem Sinne wird unsere Fraktion die 
beiden Postulate annehmen. Insbesondere auch mit der Aufforderung, nicht nur die drei aufgeführ-
ten Punkte zu betrachten, sondern grosszügig zu schauen, nochmals eine Güterabwägung vorzu-
nehmen und diese der FIKO vorzulegen. In diesem Sinne unterstützen wir wie gesagt die beiden 
Postulate. 
 
Christine Häsler, Burglauenen (Grüne). Wer während der letzten Legislatur schon dabei war, hat 
mit Sicherheit die Debatte vom letzten November nicht vergessen. Das ging unter die Haut. Man 
kann das jetzt schon wieder ein wenig zur Seite schieben und sagen, es habe uns nicht so gefallen, 
aber so sei es halt gewesen. Aber ich glaube, wir wissen alle, dass wir hier ganz hart an die Grenze 
gegangen sind oder sogar darüber hinaus, wenn es darum geht, Verantwortung zu übernehmen für 
jene Leute, die dies für sich selbst nicht können. Wir haben in der Langzeitpflege und bei Menschen 
mit Behinderung sowie bei den Krankenkassen-Prämienverbilligungen Massnahmen ergreifen müs-
sen, die uns allen wehgetan haben. Da können wir, glaube ich, alle in den Spiegel schauen und 
sagen: «Mir ist es so ergangen.» Aber auch im Bereich der Volksschule mussten wir Entscheide 
fällen, die ganz bestimmt nicht dem entsprechen, was wir im Grundsatz wollen. Wir sprechen an-
dauernd über die Zukunft und über die Bedeutung der Bildung. Und auch hier mussten wir einen 
Entscheid fällen, der schwerwiegend war. Jetzt fangen diese Entscheidungen an zu greifen, man 
merkt es, in einzelnen Bereichen fangen sie richtig an zu greifen, und sie tun jenen weh, denen man 
eigentlich nicht wehtun möchte und für die man Verantwortung übernehmen möchte. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ich glaube, mit diesen beiden Postulaten machen wir es möglich, jetzt noch-
mals hinzuschauen und zu überlegen, ob das alles richtig war, und ob alles in diesem Ausmass sein 
muss. Dies bedeutet nicht, dass man plötzlich sagen soll, es sei alles falsch gewesen, sondern dass 
man sagen kann, es müsse nicht in dieser Grössenordnung und in diesem Tempo umgesetzt wer-
den. Umso mehr, als man, nachdem man die ASP-Massnahmen beschlossen hatte, feststellen 
konnte, dass es mit den Finanzen im Kanton Bern vielleicht doch nicht ganz so schlimm steht, wie 
wir in jenem Moment gedacht haben, als wir entsprechenden Druck verspürt haben. Ich bitte Sie 
deshalb, die beiden Postulate zu überweisen und dadurch der Regierung die Möglichkeit zu geben, 
nochmals genauer hinzuschauen, wo man das eine oder andere allenfalls ein bisschen mildern 
könnte. 
 
Präsidentin. Pour l’UDF, M. Schwarz. Y a-t-il encore des porte-parole de groupe? Non. Y a-t-il des 
intervenants à titre individuel? Ce n’est pas le cas. Je ferme la liste. 
 
Jakob Schwarz, Adelboden (EDU). Die EDU-Fraktion ist gegen ein Hüst und Hott in der Finanzpo-
litik. Wir haben hier im Herbst ein ASP-Paket geschnürt und verabschiedet. Es hatte viele schwer 
verdauliche Massnahmen dabei, aber wir mussten es so machen, wenn wir ein ausgeglichenes 
Budget erreichen und das strukturelle Defizit eliminieren wollten. Jetzt haben wir im laufenden Jahr, 
in der laufenden Rechnung, Verbesserungen. Es gibt aber auch Verschlechterungen. Zum Beispiel 
gibt es keine Nationalbankgelder mehr. Wir sind der Meinung, dass wir nicht auf jede neue Erkennt-
nis, die wir dieses Jahr gewonnen haben, unsere finanzpolitische Ausrichtung ändern sollen. Es 
braucht hier tatsächlich eine ruhige Hand. Und wir finden es ziemlich ungerecht, hier einzelne Posi-
tionen aus den vielen Massnahmen herauszugreifen und diese bevorzugt zu behandeln. Dies ist 
ungerecht gegenüber jenen, welche die Massnahmen schon umgesetzt haben und dies sicher auch 
spüren. Deshalb lehnen wir beide Anliegen auch als Postulat ab. 
 
Beatrice Simon-Jungi, Finanzdirektorin. Ich habe in meinen vorherigen Voten schon einiges da-
zu gesagt, warum der Regierungsrat diese Vorstösse als Postulat annehmen will. Im Sinne der Effi-
zienz und weil die Zeit schon etwas fortgeschritten ist, verzichte ich darauf, zu wiederholen, was ich 
schon gesagt habe. Ehrlich gesagt, käme mir auch nichts Neues mehr in den Sinn. Neue Argumen-
te habe ich nicht, und nachdem ich jetzt aufmerksam zugehört habe, denke ich, die Meinungen sind 
gemacht. Ich möchte Ihnen dies einfach nochmals ans Herz legen, liebe Grossrätinnen und Gross-
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räte: Nehmen Sie die beiden Vorstösse als Postulat an, damit der Regierungsrat prüfen kann, ob 
man die eine oder andere Massnahme allenfalls rückgängig machen könnte. Soviel zu den Motio-
nen. Nun muss ich aber noch etwas sagen zum Votum des Grossrats Matthias Burkhalter. Den 
Vorwurf, dass der Regierungsrat oder die Finanzdirektorin bewusst Informationen zurückgehalten 
hätten, weise ich in aller Form zurück. Ich habe schon mehrmals, auch im Zusammenhang mit der 
Präsentation des Rechnungsabschlusses 2013, erklärt, dass Finanzpolitik kein Spiel ist. Ich habe 
auch klar und deutlich deklariert, wann ich Kenntnis erhalten habe davon, dass der Rechnungsab-
schluss positiver sein wird als ursprünglich angenommen. Dies war definitiv nach der ASP-Debatte. 
Noch etwas zum darüber Nachdenken: Was hätte denn eine rot-grüne Regierungsmehrheit für ein 
Interesse, solche Informationen zurückzuhalten? Darauf müsstest du mir einmal eine Antwort ge-
ben. 
 
Präsidentin. Encore une intervention? Non, nous pouvons donc passer au vote sur le postulat PS-
JS-PSA, «Arrêt immédiat des économies dans les domaines des soins, de l’école obligatoire et du 
handicap». Ceux acceptent ce postulat votent oui, ceux qui le refusent votent non. 
 
 
Abstimmung (M 065-2014 SP-JUSO-PSA) 
 

Der Grosse Rat beschliesst: 

Ablehnung als Postulat 

Ja 64 

Nein 78 

Enthalten    1 

 

Präsidentin. Vous avez refusé ce postulat. Nous passons à l’affaire 89, le postulat de M. Sancar 
«Abandon d’une partie des coupes budgétaires votées dans le cadre de l’EOS». Ceux qui accep-
tent ce postulat votent oui, ceux qui le refusent votent non. 
 
 
Abstimmung (M 072-2014 Sancar, Bern (Grüne) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 
Ablehnung als Postulat 
Ja 63 

Nein 80 

Enthalten   0 

 

Präsidentin. Vous avez refusé ce postulat.  


